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Antrag 

der Abgeordneten Dieter Maaß (Herne), Achim Großmann, Holger Bartsch, Hans 
Gottfried Bernrath, Dr. Ulrich Böhme (Unna), Edelgard Bulmahn, Peter Conradi, 
Norbert Formanski, Iris Gleicke, Gerlinde Hämmerie, Lothar ibrügger, Gabriele 
Iwersen, Dr. Ulrich Janzen, Regina Kolbe, Walter Kolbow, Dr. Uwe Küster, Robert 
Leidinger, Dr. Christine Lucyga, Ulrike Mäscher, Markus Meckel, Adolf Ostertag, 
Walter Rempe, Otto Reschke, Siegfried Scheffler, Dieter Schloten, Horst 
Schmidbauer (Nürnberg), Erika Simm, Dr. Peter Struck, Wolfgang Thierse, 
Hans-Ulrich Klose und der Fraktion der SPD 


Förderung des genossenschaftlichen Wohnungsbaus 


Der Bundestag wolle beschließen: 

Der Deutsche Bundestag fordert die Bundesregierung auf, Vor- 
aussetzungen für eine bessere Förderung des genossenschaft- 
lichen Wohnungsbaus durch steuerliche Förderung der Mitglieder 
von Wohnungsgenossenschaften zu schaffen. 

Dazu zählen insbesondere; 

1. a) Mitglieder von Wohnungsgenossenschaften sollen eine 

steuerliche Förderung erhalten, die dem selbstgenutzten 
Wohneigentum vergleichbar ist. Statt der Herstellungs- bzw. 
Anschaffungskosten einer Wohnung wird der steuerlichen 
Förderung im genossenschaftlichen Wohnungsbau der Be- 
trag zugrunde gelegt, den ein Mitglied als zinsgünstiges 
Darlehen, Baukostenzuschuß bzw. durch die Zeichnung von 
Sondergeschäftsanteilen der Wohnungsgenossenschaft zu- 
kommen läßt. Die Förderung kann durch Kürzung der 
Steuerschuld erfolgen oder als Abzug bei den Sonderaus- 
gaben. 

b) Die steuerliche Förderung des genossenschaftlichen Eigen- 
tums wird durch famüienspezifische Komponenten ergänzt. 

Familien mit Kindern erhalten eine dem Baukindergeld ver- 
gleichbare Förderung. 

2. In den neuen Bundesländern sind die Wohnungsgenossen- 
schaften bei folgenden Aufgaben zu unterstützen: 

— Eine schnelle finanziell tragbare Lösung der Altschulden- 
frage. 
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— Rechtliche und finanzielle Sicherung der bestehenden Woh- 
nungsgenossenschaften durch eine schnelle Übertragung 
des Eigentums von Grund und Boden. 

— Privatisierung der auf die Treuhandanstalt übergegangenen 
Werkswohnungen ehemaliger Staatsbetriebe durch die 
Schaffung bzw. Gründung neuer Wohnungsgenossen- 
schaften. 

— Privatisierung von Teilen kommunaler Wohnungsbestände 
durch genossenschaftliche Lösungen (Bewohnergenossen- 
schaften), soweit die Mieter dies wünschen. 

Bonn, den 8. Februar 1993 
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Begründung 

Die Wohnungsgenossenschaften haben aus langer Tradition her- 
aus bei der Lösung der wohnungspolitischen Probleme immer 
eine wichtige Rolle gespielt. Genossenschaftliches Eigentum ist 
mittelbares Wohneigentum und ermögücht den Mitgliedern von 
Genossenschaften individuelles Dauerwohnrecht, das sogar ver- 
erbbar ist. Dazu zählen ebenso die Staffelung der Miete je nach 
Höhe des Eigenkapitaleinsatzes, die Inanspruchnahme verschie- 
den großer Wohnungen je nach individueller Lebensgestaltung 
bei gleichen Quadratmetermietpreisen tmd weiterer Vorteile, 
etwa das Miteigentum an der Genossenschaft und die Möglich- 
keit, demokratisch die Geschäftspolitik der Genossenschaft mitzu- 
bestimmen. 

Die derzeitige Wohnungsnot ist nur durch die zusätzliche Mobili- 
sierung privaten Kapitals zu meistern. Familien bzw. Personen- 
gruppen, deren Einkommens- und Vermögensverhältnisse nicht 
ausreichen, um Eigentum zu schaffen oder zu erwerben, sollten 
daher die Möglichkeit erhalten, in den Genuß einer steuerhchen 
Förderung zu kommen, wenn eine finanzielle Beteiligung am 
genossenschaftlichen Gemeinschaftseigentum erfolgt. 

Älteren Menschen kann über das genossenschaftliche Eigentum 
das Wohnen im Alter (über neue Wohnformen) unter Einbe- 
ziehung sozialer Dienste erleichtert werden. 
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Auch und gerade in den jungen Bundesländern kann die Idee des 
genossenschaftlichen Wohneigentums mithelfen, wohnungspoli- 
tisch brennende Fragen lösen zu helfen — wie etwa die teilweise 
Privatisierung kommunaler Wohnungsbestände in Mieterhand 
oder des Wohnungsbesitzes, der der Treuhandanstalt zugefallen 
ist. Die steuerliche Förderung von genossenschaftlichem Wohn- 
eigentum käme insbesondere den derzeitigen Einkommensver- 
hältnissen vieler Menschen, auch den Gering- und Mittelver- 
dienern, zugute. 
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